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Kommt es zur Auflösung der Ehe, bleiben vor allem auch finanzielle Fragen zu klären. (Bild: SBLV)

Wie das Glück zum Alptraum werden kann
Die Entscheidung zur Eheschlies-
sung ist nicht nur ein romanti-
scher Schritt, sondern auch ein 
bedeutender Meilenstein, der u. a. 
mit finanziellen Folgen verbunden 
ist. Geht die Ehe in die Brüche, 
sind viele Fragen zu klären. Fra-
gen, die vor der Eheschliessung oft 
einfacher zu regeln sind.

Entscheide über die Finan-
zierung des gemeinsa-
men Haushalts oder die 

Art der Mitarbeit im Betrieb 
des Ehegatten, die Finanzie-
rung eines gemeinsamen oder 
nichtgemeinsamen Kaufes 
einer Liegenschaft oder eines 
landwirtschaftlichen Gewerbes 
sind schnell getroffen, ohne 
sich über die finanziellen Aus-
wirkungen dieser Entscheidun-
gen Gedanken zu machen oder 
gar Regelungen zu vereinbaren. 
Kauft beispielsweise einer der 
Ehepartner während der Dau-
er der Ehe eine Liegenschaft 
oder ein landwirtschaftliches 
Gewerbe, kann allein der Ent-
scheid des anderen Ehegatten, 
diesem ein Darlehen auf der 
Basis eines formellen Darle-
hensvertrages zur Finanzie-
rung des Kaufpreises (anstelle 
der blossen Überlassung eines 
Geldbetrages) zur Verfügung zu 
stellen, weitreichende finanziel-
le Konsequenzen haben. 

Auch Wünsche, wie das 
Vermögen im Falle des 
Todes eines Ehegatten 

aufzuteilen ist, können bereits 
im Voraus rechtswirksam ge-
regelt werden. Mit einem Ehe- 
und/oder Erbvertrag können 
Ehepartner im Rahmen der 
gesetzlichen Möglichkeiten in-
dividuelle Vereinbarungen über 
finanzielle Aspekte während 
der Dauer der Ehe und/oder im 
Falle einer Scheidung, Trennung 
oder für den Todesfall treffen. 
Ehe- und Erbverträge können 
bereits vor der Heirat oder auch 
während der Dauer der Ehe ab-
geschlossen werden. Damit ein 
Ehevertrag wirksam ist, muss er 

von einem Notar öffentlich be-
urkundet werden.  

Die Wahl des Güter-
standes beeinflusst die 
vermögensrechtl iche 

Zuordnung einzelner Vermö-
genswerte, die Nutzung, Ver-
waltung und Verfügungsbefug-
nis im Zusammenhang mit dem 
Vermögen, die Haftung der Ehe-
gatten und schliesslich die Auf-
teilung des Vermögens bei Auf-
lösung des Güterstandes infolge 
Tod oder Scheidung. Der Wahl 
des Güterstandes und dessen 
inhaltliche Ausgestaltung sind 
enge rechtliche Grenzen gesetzt. 
Es besteht die Möglichkeit, zwi-
schen drei Güterständen zu 
wählen, nämlich zwischen der 
Errungenschaftsbeteiligung, der 
Gütergemeinschaft sowie der 
Gütertrennung. Die Errungen-
schaftsbeteiligung kommt im-
mer dann zum Zug, wenn die 
Ehegatten keine Wahl getroffen, 
d. h. wenn mit einem Ehevertrag 
kein anderer Güterstand verein-
bart worden ist. Sie wird des-
halb als ordentlicher oder auch 
nicht vertraglicher Güterstand 
bezeichnet. Die Gütertrennung 
und die Gütergemeinschaft kön-
nen nur mit einem Ehevertrag 
begründet werden. Die Güter-
trennung kann bei Vorliegen 
wichtiger Gründe auch auf An-
trag eines Ehegatten vom Ge-
richt angeordnet werden.

Der Güterstand der Er-
rungenschaftsbeteiligung 
ändert nichts an den Ei-

gentumsverhältnissen. Jeder Ehe-
gatte verwaltet und nutzt das ei-
gene Vermögen selbst und haftet 
für seine Schulden ausschliess-

lich mit seinem gesamten Ver-
mögen. Die beidseits vorhande-
nen Vermögenswerte werden in 
die Gütermassen Eigengut und 
Errungenschaft eingeteilt. Zum 
Eigengut gehören alle persönli-
chen Gegenstände, das gesamte 
voreheliche Vermögen und alles, 
was die Ehegatten während der 
Ehe als Schenkung oder im Rah-
men einer Erbschaft erworben 
haben. Alles übrige Vermögen, 
insbesondere was durch Arbeits-
erwerb gespart oder als Ertrag 
beim Eigengut angefallen ist, 
wird zur Errungenschaft gezählt. 
Bei Auflösung des Güterstan-
des wird zunächst das Vermö-
gen jedes Ehegatten festgestellt, 
und jeder Ehegatte nimmt seine 
Eigengüter zurück. Am verblei-
benden Vorschlag steht jedem 
Ehegatten die Hälfte zu. Mittels 
Ehevertrag kann z. B. die Zuord-
nung einzelner Vermögenswerte 
zum Eigengut oder zur Errun-
genschaft geklärt werden, eine 
andere Beteiligung am Vorschlag 
oder auch der Ausschluss einer 
Beteiligung an einem Mehrwert 
an Vermögenswerten des ande-
ren vereinbart werden.

Wählen die Ehegatten 
den Güterstand der 
Gütertrennung, so 

verwaltet und nutzt jeder sein 
eigenes Vermögen, und das 
während der Ehe erwirtschafte-
te Vermögen wird nicht geteilt. 
Auch entfallen bei Investitionen 
in Vermögenswerte des ande-
ren Ehegatten Beteiligungen 
an einem allfälligen späteren 
Mehrwert dieser Vermögens-
werte. Bei Aufhebung des Gü-
terstandes (infolge Tod oder 
Scheidung) sind die jeweiligen 

Vermögenswerte dem Eigentü-
merehegatten zuzuordnen. Bei 
Vermögenswerten, welche sich 
im gemeinschaftlichen Eigen-
tum beider Ehegatten befinden 
(Gesamt- oder Miteigentum), 
erfolgt die Auflösung nach den 
gesetzlichen Regelungen über 
das Gesamt- bzw. Miteigentum. 
Im Falle des Versterbens eines 
Ehegatten fällt das gesamte Ver-
mögen des Verstorbenen in des-
sen Nachlass. 

Die gesetzliche Form der 
Gütergemeinschaft ist 
die allgemeine Güterge-

meinschaft. Bei der allgemeinen 
Gütergemeinschaft werden das 
Vermögen und die Einkünfte 
der Ehegatten zum Gesamtgut 
(gesetzliche Ausnahmen vorbe-
halten) vereinigt. Das Gesamt-
gut gehört beiden Ehegatten 
ungeteilt und Verfügungen über 
das Gesamteigentum können 
grundsätzlich nur gemeinsam 
erfolgen. Wird die Güterge-
meinschaft durch Tod eines 
Ehegatten aufgelöst, so sind die 
Eigengüter beider Ehegatten 
auszuscheiden und es steht je-
dem Ehegatten oder seinen Er-
ben die Hälfte des Gesamtgutes 
zu. Mit einem Ehevertrag kann 
eine andere Gesamtgutsteilung 
vereinbart werden.

Mittels Erbvertrag kön-
nen die Ehegatten sich 
u.a. meistmöglich be-

günstigen oder auch einzelne 
Nachlasswerte, wie z. B. auch 
ein landwirtschaftliches Ge-
werbe, einem einzelnen Erben 
zuteilen und die Ausgleichung 
unter den Miterben regeln.
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